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Rechtssatz 

Der VfGH hat im E vom 9. März 2016, G 447/2015 ua., festgehalten, dass in Ermangelung einer eigenen 
Definition des in § 52 Abs. 2 BFA-VG 2014 verwendeten Vertretungsbegriffs von dem allgemeinen 
Begriffsverständnis der prozessualen Vertretung auszugehen ist. Diese besteht darin, dass ein Vertreter für die 
Partei bzw. in ihrem Namen mit der Wirkung handelt, als würde die Partei selbst den Verfahrensakt setzen oder 
entgegennehmen; der Vertreter gibt anstelle des Vertretenen und für diesen Erklärungen ab und bildet selbst 
einen diesbezüglichen Willen. Die Grenzen der gewillkürten Vertretung richten sich im Einzelfall nach der 
erteilten Vollmacht, im Fall der gesetzlich vorgesehenen Vertretung nach den Bestimmungen des Gesetzes. § 52 
Abs. 2 BFA-VG 2014 oder andere in diesem Zusammenhang maßgebliche Bestimmungen sehen keine 
Einschränkung des Umfangs der - an das entsprechende Ersuchen des Fremden gebundenen - Vertretung in 
Beschwerdeverfahren vor dem VwG vor. Die Vertretungsbefugnis eines Rechtsberaters ist in diesen Fällen also 
nicht beschränkt, weshalb er zur Setzung sämtlicher Akte im Verfahren vor dem BVwG berechtigt und auch 
verpflichtet ist. Dieses umfassende Tätigwerden für einen Vertretenen ist von einer bloßen Beratung und 
Unterstützung, die nach Maßgabe des § 48 Abs. 2 BFA-VG 2014 "objektiv" zu erfolgen hat, zu unterscheiden. 
Der Gesetzgeber selbst geht diesbezüglich offenkundig von einem maßgeblichen Unterschied des 
Aufgabenprofils eines Rechtsberaters aus, weil er ansonsten in § 52 Abs. 2 BFA-VG 2014 keine Differenzierung 
zwischen der Beratung und Unterstützung einerseits und "auch" der Vertretung andererseits vorgenommen hätte. 
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